 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500496/2019

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin R lber die Beschwerde des Bf., vertreten
durch Vertreter , gegen den Bescheid des Magistrates der Stadt Wien, MA 6,
Buchhaltungsabteilung 32 vom 20.5.2019 betreffend Abweisung eines Ansuchens um
Zahlungserleichterung , beschlossen:

Das Verfahren wird gemal § 50 VwGVG eingestellt. Die Beschwerde wird als gegenstandslos
erklart.

GemaR § 52 Abs. 8 VWGVG hat der Beschwerdefiihrer keinen Beitrag zu den Kosten des
Beschwerdeverfahrens zu leisten.

Gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen diesen Beschluss eine ordentliche Revision an den
Verwaltungsgerichtshof durch die vor dem Bundesfinanzgericht belangte Behdrde nicht
zulassig.

Entscheidungsgriinde

Mit Bescheid vom 20.5.2019 wies der Magistrat der Stadt Wien, MA 6, Buchhaltungsabteilung
32 das Ansuchen des Beschwerdefiihrers (Bf.) um Zahlungserleichterung gemal} § 54b VStG
ab.

Der Bf. erhob gegen den Bescheid vom 20.5.2019 mit Schreiben vom 17.6.2019 die
verfahrensgegenstandliche Beschwerde.

Mit Schreiben vom 16.10.2019 nahm der Bf. diese Beschwerde zurlick.
Das Beschwerdeverfahren war daher gemaR § 50 VwWGVG mit Beschluss einzustellen.

Da das Gericht nicht mit Erkenntnis entschieden hat, war gemal § 52 Abs. 8 VWGVG kein
Kostenbeitrag vorzuschreiben.

Zur Zulassigkeit der Revision
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Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuladssig, da der
Beschluss nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil der Beschluss nicht von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird. Die Rechtsfolge der Gegenstandsloserklarung des Beschwerdeverfahrens
im Falle der Zuriickziehung der Beschwerde ergibt sich unmittelbar aus den gesetzlichen
Bestimmungen, weshalb die Revision nicht zuzulassen war.

Wien, am 17. Oktober 2019

2von 2



	Entscheidungsgründe

